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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Neuverkündung des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-Westfa-
len und zur Änderung weiterer Gesetze“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/14557 
 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
 
Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

 
a) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst: 

 
„§ 9 Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung und von Vertrauensbezie-
hungen (Vertrauensbereiche)“. 

 
b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst:  

 
„§ 22 Besondere Datenerhebungen nach § 10“. 

 
2. § 3 Absatz 3 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:  

 
„Die Verfassungsschutzbehörde informiert die Politik und klärt die Öffentlichkeit auf. Im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung unterstützt sie andere Sicherheitsbehörden bei der Früh-
erkennung von Bedrohungen für die Schutzgüter nach Absatz 1, insbesondere in Bezug 
auf terroristische Bestrebungen.“ 

 
3. § 5 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 
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„Beobachtungsbedürftig sind alle dort genannten Bestrebungen und Tätigkeiten. Die 
Beobachtungsbedürftigkeit ist anlassbezogen, mindestens jedoch jährlich, zu über-
prüfen.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„(2) Erheblich beobachtungsbedürftig sind Bestrebungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 
1, 3 und 4, die allgemein, insbesondere nach ihrer Wirkungsweise und den von den 
jeweils Handelnden eingesetzten Methoden und Mitteln, geeignet sind, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes erheblich zu beeinträchtigen. Bei der Bewertung ist insbesondere zu berück-
sichtigen, ob die Bestrebungen 
1.  mit der Anwendung, Androhung, Förderung oder Befürwortung von Gewalt einher-

gehen, 
2. den Strafgesetzen zuwiderlaufen, 
3.  zur systematischen Desinformation oder Verächtlichmachung der freiheitlichen de-

mokratischen Grundordnung beitragen, auch durch systematische Verunglimp-
fung ihrer Institutionen sowie Repräsentantinnen oder Repräsentanten, und 
dadurch die öffentliche politische Willensbildung beeinträchtigen oder den öffentli-
chen Frieden stören oder 

4.  in einem oder für einen Personenzusammenschluss verwirklicht werden, der  
a)  verdeckt vorgeht, insbesondere Ziele, Existenz, Organisation, Finanzierung 

oder Aktionen in wesentlichem Umfang zu verschleiern versucht, 
b)  erhebliche gesellschaftliche Bedeutung besitzt, insbesondere unter Berücksich-

tigung der Anzahl der Beteiligten, deren Mobilisierungsfähigkeit, der Finanzkraft 
sowie der Aktionsfähigkeit, oder 

c)  mit der Möglichkeit erfolgreichen Agierens in erheblichem Umfang versucht ge-
sellschaftlichen Einfluss auszuüben, insbesondere durch 
aa) Vertretung in Ämtern und Mandaten, 
bb) wirkungsbreite Publikationen, Bündnisse, Unterstützerstrukturen oder 
cc)  Herbeiführung einer Atmosphäre der Angst oder Bedrohung zur Förderung 

seiner Zielverfolgung. 
Die Erheblichkeit kann sich im konkreten Einzelfall auch aus einer Kumulation der in 
Satz 2 genannten Indikatoren ergeben.“ 

 
c) Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„1. Bestrebungen nach Absatz 2, die 
a) mit der Bereitschaft zur Begehung von in § 8 Absatz 3 und 4 des Polizeigeset-

zes des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441) in der jeweils geltenden Fassung ge-
nannten Straftaten einhergehen oder 

b) nach Größe und gesellschaftlichem Einfluss, insbesondere auf Grund des Ge-
samtbilds von Mitglieder- und Unterstützerzahl, Organisationsstruktur, Mobili-
sierungsgrad, Aktionsfähigkeit und Finanzkraft, eine erhebliche Beeinträchti-
gung eines Verfassungsschutzguts im Sinne des § 3 Absatz 1 besorgen las-
sen, sowie“. 

 
4. § 6 Absatz 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst  

 
„Die Verfassungsschutzbehörde darf zu den in Absatz 1 genannten Zwecken personen-
bezogene Daten auch automatisiert erheben und zur Beobachtung mindestens erheblich 
beobachtungsbedürftiger Bestrebungen und Tätigkeiten elektronische Speichermedien 
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durchsehen. Systeme im Sinne des § 26 Absatz 2 mit mathematisch-statistischen Verfah-
ren wie maschinellem Lernen und künstlicher Intelligenz dürfen im Einzelfall zur Filterung, 
Sortierung und Priorisierung der nicht mit nachrichtendienstlichen Mitteln zu erhebenden 
personenbezogenen Daten eingesetzt werden, soweit dies zur Aufklärung bestimmter be-
obachtungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten im Sinne des § 3 Absatz 1 erfor-
derlich ist.“ 

 
5. § 8 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Aufklärung bestimmter, mindestens erheb-
lich beobachtungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten, wenn dies im Einzelfall 
erforderlich ist, Auskunft einholen bei  
1.  Verkehrsunternehmen sowie Betreibern von Computerreservierungssystemen 

und Globalen Distributionssystemen zu Namen und Anschriften des Kunden sowie 
zur Inanspruchnahme und den Umständen von Transportleistungen, insbesondere 
zum Zeitpunkt von Abfertigung und Abflug und zum Buchungsweg, sowie  

2.  den in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b genannten Stellen über Bestands-
daten nach § 3 Nummer 6 des Telekommunikationsgesetzes anhand einer zu be-
stimmten Zeitpunkten zugewiesenen Internetprotokolladresse und über die nach 
§ 172 des Telekommunikationsgesetzes erhobenen Daten.“ 

 
b) Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich mit Name und 

Anschrift, oder die Internetprotokolladresse, zu der die Auskunft begehrt wird,“. 
 

6. § 9 wird wie folgt gefasst:  
 

„§ 9 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 

und von Vertrauensbeziehungen (Vertrauensbereiche) 
 
(1) Datenerhebungen, die in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eingreifen, sind 
unzulässig. Dies gilt nicht für die freiwillige Offenbarung von Informationen aus dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung im Sinne des 
§ 3 Absatz 3 Satz 3.  
 
(2) Bei der Planung von Maßnahmen zur Datenerhebung sollen Situationen vermieden 
werden, bei denen voraussichtlich Informationen zum Kernbereich privater Lebensgestal-
tung anfallen. Datenerhebungen aus Brief- und Postsendungen sowie automatisierte Da-
tenerhebungen sind unzulässig, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
durch diese nicht nur zufällig auch Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung miterlangt würden.  

 
(3) Maßnahmen zur Erhebung von Daten, die 
1. einem Mitglied des Deutschen Bundestags, der Bundesversammlung, des Europäi-
schen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland, eines Landesparlaments, der 
Bundesregierung, der Regierung eines Bundeslands oder eines Gerichts nach dem Deut-
schen Richtergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 
(BGBl. I S. 713) in der jeweils geltenden Fassung in dieser Eigenschaft anvertraut wurden 
oder die es in dieser Eigenschaft einer anderen Person anvertraut hat, oder 
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2. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von Druckwerken, 
Rundfunksendungen, Filmberichten oder der Unterrichtung oder Meinungsbildung die-
nenden Informations- und Kommunikationsdiensten berufsmäßig mitwirken oder mitge-
wirkt haben, in Ausübung dieser Tätigkeit erlangt, vertraulich verarbeitet oder vertraulich 
weitergegeben haben, 
sowie Maßnahmen zur Erlangung von Erkenntnissen über die Herkunft solcher Informati-
onen sind unzulässig, soweit sie nicht zur Beobachtung mindestens erheblich beobach-
tungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten im Einzelfall zwingend erforderlich sind.  
 
(4) Maßnahmen, die in das Vertrauensverhältnis einer Berufsgeheimnisträgerin oder ei-
nes Berufsgeheimnisträgers eingreifen und nicht von Absatz 3 erfasst sind, sind nur zu-
lässig, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass das öffentliche Inte-
resse an der Beobachtung das Interesse am Schutz des Vertrauensverhältnisses über-
wiegt. Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträger in diesem Sinne sind die 
in § 203 des Strafgesetzbuches genannten Personen, die von Berufs wegen zur Wahrung 
fremder Geheimnisse, namentlich zum persönlichen Lebensbereich gehörender Geheim-
nisse oder von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen verpflichtet sind. Bei der Abwägung 
sind insbesondere das öffentliche Interesse an der von der Berufsgeheimnisträgerin oder 
dem Berufsgeheimnisträger wahrgenommenen Aufgabe und das Interesse an der Ge-
heimhaltung der ihr beziehungsweise ihm anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsa-
chen besonders zu berücksichtigen. Das öffentliche Interesse an der Beobachtung über-
wiegt in der Regel, soweit die Maßnahme zur Beobachtung gesteigert beobachtungsbe-
dürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten im Einzelfall erforderlich ist. 
 
(5) Ergeben sich tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass eine Datenerhebung in den Kern-
bereich privater Lebensgestaltung eingreift, ist diese abzubrechen oder zu unterbrechen, 
sofern und sobald dies technisch und ohne Gefährdung von Leib oder Leben oder Enttar-
nung eingesetzter Personen möglich ist. Die Maßnahme darf erst fortgesetzt werden, 
wenn aufgrund geänderter Umstände davon ausgegangen werden kann, dass die 
Gründe, die zu der Unterbrechung geführt haben, nicht mehr vorliegen. Bestehen Zweifel, 
ob oder wie lange die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen, darf ausschließlich eine 
automatisierte Aufzeichnung durchgeführt werden. Der Abbruch, die Unterbrechung einer 
Erhebung oder das Absehen hiervon sowie die Fortsetzung einer Erhebung sind zu pro-
tokollieren. Automatisierte Aufzeichnungen nach Satz 3 sind vor der Auswertung unver-
züglich der Kommission nach § 57 (G 10-Kommission) zur Entscheidung über die Frei-
gabe zur Auswertung oder die umgehende Löschung vorzulegen. Die G 10-Kommission 
entscheidet durch ein hierfür bestimmtes Mitglied oder dessen Stellvertretung (Bereit-
schaftsmitglied). Das Bereitschaftsmitglied berichtet der G 10-Kommission in deren 
nächster Sitzung. Bei Maßnahmen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 und 15 entscheidet das 
anordnende Gericht. 
 
(6) Die Weiterverarbeitung erhobener Daten, insbesondere deren Auswertung, ist zu un-
terbrechen oder abzubrechen, wenn tatsächliche Anhaltpunkte dafür bestehen, dass die 
erhobenen Daten dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen oder unter 
Verstoß gegen die Bestimmungen der Absätze 3 und 4 erhoben worden sind. Die Daten 
sind unverzüglich zu löschen oder zu vernichten. Bestehen Zweifel, ob die Voraussetzun-
gen nach Satz 1 vorliegen, sind Daten aus Maßnahmen nach § 10 Absatz 1 Nummer 7 
bis 14 unverzüglich der G 10-Kommission zur Entscheidung über die Löschung oder Frei-
gabe zur Weiterverarbeitung vorzulegen. Absatz 5 Satz 6 und 7 gilt entsprechend. Bei 
Maßnahmen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 und 15 entscheidet das anordnende Gericht. 
In den übrigen Fällen entscheidet eine von der Auswertung unabhängige und besonders 
bestellte bedienstete Person mit der Befähigung zum Richteramt. Wird die 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/16212 

 
 

5 

Weiterverarbeitung insgesamt oder teilweise nicht zugelassen, sind diese Daten umge-
hend zu löschen oder vernichten. 
 
(7) Die Löschung oder Vernichtung nach Absatz 6 ist unter Aufsicht einer oder eines von 
der Auswertung unabhängigen, besonders bestellten Bediensteten durchzuführen, die 
oder der die Befähigung zum Richteramt hat. Die Tatsachen der Erlangung vertrauensbe-
reichsrelevanter Daten und die erfolgte Löschung sind zu protokollieren. Die Protokollie-
rung darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 
in den Fällen, in denen eine Mitteilung der Maßnahme erfolgt, ein Jahr nach der Mitteilung 
oder im Fall der endgültigen Nichtmitteilung der Maßnahme unverzüglich nach der Ent-
scheidung über diese zu löschen. Im Übrigen erfolgt die Löschung am Ende des Jahres, 
das auf die Erfassung folgt, spätestens jedoch, wenn die Dokumentation für die Daten-
schutzkontrolle nicht mehr erforderlich ist. Dabei sind auch die Daten nach Absatz 5 Satz 
4 zu löschen. Satz 1 gilt entsprechend. 
 
(8) Die Absätze 3 und 4 sind nicht auf Personen anzuwenden, bei denen bestimmte Tat-
sachen den Verdacht für Bestrebungen oder Tätigkeiten im Sinne des § 3 Absatz 1 bei 
ihnen selbst begründen oder sie diese durch Entgegennahme oder Weitergabe von Mit-
teilungen unterstützen. Überdies darf die G 10-Kommission in diesen Fällen die Auswer-
tung von Brief- und Postsendungen sowie automatisiert erhobenen Daten nach einer Prü-
fung im Einzelfall auch im Hinblick auf das ansonsten geschützte Berufsgeheimnis zulas-
sen. Bei Maßnahmen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 und 15 entscheidet das anordnende 
Gericht. Für erhobene Informationen, welche nicht die Verstrickung mit Bestrebungen 
oder Tätigkeiten gemäß § 3 Absatz 1 betreffen, gilt das Verfahren der Absätze 6 und 7.“ 

 
7. § 10 Absatz 1 Nummer 12 bis 14 wird wie folgt gefasst:  
 

„12. Einsatz technischer Mittel zur Ermittlung der Geräte- und Anschlusskennungen un-
ter den weiteren Voraussetzungen des § 22 Absatz 2, zur Ermittlung des Standortes 
eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerätes sowie zur Erhebung aller in einer 
Funkzelle angefallenen Verkehrsdaten (Funkzellenabfrage) unter den weiteren Vo-
raussetzungen des § 21, 

 
13.  Erhebung von Auskünften über Telekommunikationsverkehrsdaten und Nutzungs-

daten von digitalen Diensten sowie zu den näheren Umständen des Postverkehrs 
bei denjenigen, die geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste, digitale Dienste 
oder Postdienste erbringen oder daran mitwirken, unter den weiteren Voraussetzun-
gen des § 22 Absatz 3, 

 
14.  Erhebung von Auskünften zu Passwörtern und anderen Daten, mittels derer der Zu-

griff auf Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten oder 
hiervon räumlich getrennt eingesetzt werden, geschützt wird, unter den weiteren 
Voraussetzungen des § 22 Absatz 4 und“. 

 
8. § 11 Absatz 1 Nummer 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„1. auf diese Weise Erkenntnisse über bestimmte, nachrichtendienstlich beobachtungs-

bedürftige Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Absatz 1 erlangt oder die zu 
deren Erlangung erforderlichen Nachrichtenzugänge gewonnen werden können, 
oder 

2. dies zur Überprüfung der Nachrichtenehrlichkeit und der Eignung von Vertrauens-
personen oder“. 
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9. Dem § 13 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
 

„Gegenstand von Antrag und Anordnung ist der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel, 
ohne dabei konkrete Verdeckte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Virtuelle Agentinnen und 
Agenten oder Vertrauenspersonen zu benennen.“ 
 

10. § 14 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 
 

„d) Nummer 14 die Angabe des Endgerätes oder der Speichereinrichtung,“ 
 
11. § 15 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  
 

a) Satz 5 wird wie folgt gefasst:   

 
„Vor der Weitergabe von Informationen hat die Verdeckte Mitarbeiterin oder der Ver-
deckte Mitarbeiter zu prüfen, ob durch die Informationen oder die Art und Weise, in der 
sie erlangt wurden, in den Kernbereich privater Lebensgestaltung gemäß § 9 Absatz 1 
eingegriffen wurde.“ 

 
b) Satz 8 wird wie folgt gefasst:  

 
„§ 9 Absatz 6 gilt entsprechend.“ 

 
12. § 20 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:  
 

„Die Verfassungsschutzbehörde hat die angeforderten Bild- und Tonaufzeichnungen 
sowie Ausleitungen soweit wie möglich nach Datum, Ort und Zeit einzugrenzen und 
dies den eine Einrichtung betreibenden oder verfügungsberechtigten Personen mitzu-
teilen.“ 

 
b) Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:  
 
 „Über die Anordnung in den übrigen Fällen des Absatzes 1 entscheidet die Leitung 

der Verfassungsschutzabteilung oder ihre Vertretung in entsprechender Anwendung 
von § 13 Absatz 3.“ 

 
13. § 21 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„(1) Eine Maßnahme nach § 10 Absatz 1 Nummer 7 und 9 bis 12 Variante 2 und 3 ist 
nur dann zulässig, wenn 
1. dies zur Aufklärung mindestens erheblich beobachtungsbedürftiger Bestrebungen 
oder Tätigkeiten erforderlich ist, 
2. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine drohende Gefahr für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung oder den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes vorliegt und 
3. tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die in § 3 Absatz 1 genannten Be-
strebungen und Tätigkeiten durch die Planung oder Begehung einer der folgenden 
Straftaten unterstützt werden: 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/16212 

 
 

7 

a) Straftaten des Friedensverrats oder des Hochverrats nach den §§ 80a bis 83 des 
Strafgesetzbuches, 
b) Straftaten der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates nach den §§ 84 bis 
86, 87 bis 89b und 89c Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches, 
c) Straftaten des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit nach den 
§§ 94 bis 96, 97 Absatz 1 und den §§ 97a bis 100a des Strafgesetzbuches, 
d) Straftaten gegen die Landesverteidigung nach den §§109e bis 109g des Strafge-
setzbuches, 
e) Straftaten gegen die Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
Truppen der nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrages nach den §§ 
87, 89, 94 bis 96, 98 bis 100 und 109e bis 109g des Strafgesetzbuches in Verbindung 
mit § 1 des NATO-Truppen-Schutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. März 2008 (BGBl. I S. 490), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 
23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1226) geändert worden ist, 
f) Straftaten nach den §§ 129a bis 130 des Strafgesetzbuches sowie den §§ 211, 212, 
239a, 239b, 306 bis 306c, 308 Absatz 1 bis 3, § 315 Absatz 1 und 3, § 316b Absatz 3 
und § 316c Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches,  
g) Straftaten nach § 303b Absatz 2 und 4 des Strafgesetzbuches oder 
h) Straftaten nach § 13 des Völkerstrafgesetzbuches vom 26. Juni 2002 (BGBl. I S. 
2254), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
255) geändert worden ist. 
Anstelle der in Satz 1 Nummer 3 genannten Voraussetzung genügen auch tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür, dass jemand Mitglied einer Vereinigung ist, deren Zwecke oder 
deren Tätigkeiten darauf gerichtet sind, Straftaten zu begehen, die gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes gerichtet sind.“ 
   

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„Die Maßnahme darf sich nur gegen Personen nach § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
oder gegen Personen richten, von denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen 
ist, dass sie für die vorgenannten Personen bestimmte oder von ihnen herrührende 
Nachrichten entgegennehmen oder weitergeben oder dass diese Personen ihren An-
schluss nutzen.“ 
 

c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„Personenbezogene Daten Dritter dürfen bei einer Maßnahme nach § 10 Absatz 1 
Nummer 12 Variante 3 nur erhoben werden, wenn dies aus technischen Gründen un-
vermeidbar ist.“ 

 
d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:   
 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:  
 

„In diesen Fällen gilt Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 mit der Maßgabe, dass anstelle 
tatsächlicher Anhaltspunkte bestimmte Tatsachen vorliegen müssen und die 
Maßnahme nicht in Bezug auf Delikte gemäß § 85 Absatz 2, den §§ 86, 89b, 
109g Absatz 4 und § 130 Absatz 2, 4 und 5 des Strafgesetzbuches zulässig ist.“ 
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bb) Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst:  
  

„Bei den Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 3 ist technisch sicherzustellen, 
dass  
1. ausschließlich überwacht und aufgezeichnet werden können:  
a) in den Fällen des Satzes 1 die laufende Kommunikation und 
b) in den Fällen des Satzes 3 Inhalte und Umstände der Kommunikation, die 
auch während des laufenden Kommunikationsvorgangs ab dem Zeitpunkt der 
Anordnung im öffentlichen Telekommunikationsnetz hätten überwacht und auf-
gezeichnet werden können, 
2. an dem informationstechnischen System nur Veränderungen vorgenommen 
werden, die für die Datenerhebung unerlässlich sind, und 
3. die vorgenommenen Veränderungen bei Beendigung der Maßnahme, soweit 
technisch möglich, automatisiert rückgängig gemacht werden.“ 

 
14. § 22 wird wie folgt geändert:  
 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

 
„§ 22 

Besondere Datenerhebungen nach § 10“. 
 
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:  
 

„(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Aufklärung mindestens erheblich be-
obachtungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten technische Mittel zur Ermitt-
lung der Geräte- und Anschlusskennungen eines aktiv geschalteten Mobilfunkendge-
rätes einsetzen. § 21 Absatz 2, 3 und 7 gilt entsprechend.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

 
„Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Aufklärung mindestens erheblich beobach-
tungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten Auskünfte im Sinne des § 10 Absatz 
1 Nummer 13 verlangen bei denjenigen, die geschäftsmäßig 
1. Telekommunikationsdienste erbringen oder daran mitwirken, über Verkehrsdaten 
nach § 9 Absatz 1 Satz 1 des Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Ge-
setzes, 
2. digitale Dienste erbringen oder daran mitwirken oder den Zugang zur Nutzung da-
ran vermitteln, über Nutzungsdaten, insbesondere nach § 2 Absatz 2 Nummer 3 des 
Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes, und 
3. Postdienste erbringen oder daran mitwirken über die näheren Umstände des Post-
verkehrs im Sinne des § 2 Absatz 1 des Artikel 10-Gesetzes.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst:  

 
„(4) Die Verfassungsschutzbehörde darf unter den Voraussetzungen des § 21 Absatz 
1 Auskünfte im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 14 verlangen bei denjenigen, die 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringen oder daran mitwirken, zu Da-
ten, mittels derer der Zugriff auf Endgeräte und Speichereinrichtungen, die in diesen 
Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt werden, geschützt wird, wenn 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Daten vorliegen. § 21 Absatz 
2, 3, 7 und 8 gilt entsprechend.“  
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e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

 
15. § 23 Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

 
„Eine anderweitige Verwertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der 
Strafverfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßig-
keit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richterliche 
Entscheidung unverzüglich nachzuholen.“ 

 
16. § 26 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

 
„Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Filterung, Sortierung und Priorisierung 
bei ihr vorhandener personenbezogener Daten Systeme mit mathematisch-sta-
tistischen Verfahren, wie maschinellem Lernen und künstlicher Intelligenz, nut-
zen, wenn dies zur Aufklärung bestimmter beobachtungsbedürftiger Bestrebun-
gen oder Tätigkeiten im Sinne des § 3 Absatz 1 im Einzelfall erforderlich ist.“  

  
bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:  

 
„Eine Verknüpfung der Analysesysteme mit dem Internet erfolgt nicht.“ 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Aufklärung mindestens erheblich be-
obachtungsbedürftiger Bestrebungen und Tätigkeiten bei ihr vorhandene Da-
ten, insbesondere im elektronischen Aktensystem oder im nachrichtendienstli-
chen Informationssystem gespeicherte personenbezogene Daten, mittels einer 
automatisierten Anwendung zur Datenverarbeitung zusammenführen und dar-
über hinaus zum Zwecke der Analyse weiterverarbeiten, wenn dies zu den ur-
sprünglichen Erhebungszwecken der betroffenen Daten nicht außer Verhältnis 
steht.“  

  
bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:  

 
„Eine Verknüpfung der Analysesysteme mit dem Internet erfolgt nicht.“ 

 
c) Nach Absatz 6 Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:  
 

„Die Nutzung von Analyseergebnissen als Trainingsdaten ist nur zulässig, wenn die 
Analyseergebnisse durch qualifizierte Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Verfas-
sungsschutzbehörde geprüft und nachvollzogen worden sind.“ 
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d) Absatz 10 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:  
 

„Der Zugang zu und die Nutzung von automatisierten Verfahren sind mit einem 
Rechte- und Rollenkonzept zu regeln. Die Nutzerinnen und Nutzer sind besonders zu 
qualifizieren.“ 

 
17. § 33 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  

 
„(3) Für die Übermittlung aus automatisierten Datenverarbeitungen gemäß § 26 Absatz 1 
bis 4 gewonnener Erkenntnisse an Stellen außerhalb des Verfassungsschutzverbunds ist 
jeweils die Vorschrift anzuwenden, welche dem intensivsten Eingriffsgewicht der verar-
beiteten Daten unter Betrachtung des jeweiligen Erhebungswegs entspricht.“ 

 
18. § 34 wird wie folgt gefasst:  

 
„§ 34 

Übermittlung im nachrichtendienstlichen Bereich 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde übermittelt den Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder unverzüglich die für ihre Aufgaben relevanten Informationen, ein-
schließlich mit nachrichtendienstlichen Mitteln nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 14 erho-
bener Daten, soweit diese für deren Aufgabenerfüllung erforderlich sind. Sie unterrichtet 
das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst über alle Angelegenheiten, deren 
Kenntnis für dessen Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Übermittlung an den Bundes-
nachrichtendienst richtet sich nach § 42 Absatz 2. 
 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder, dem Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst und dem Bundesnach-
richtendienst die in Absatz 1 genannten Daten zur eigenen Aufgabenerfüllung im Sinne 
des § 3 übermitteln und diese um Übermittlung ersuchen, soweit dies für ihre eigene Auf-
gabenerfüllung erforderlich ist.“ 
 

19. § 35 wird wie folgt geändert:  
 
a) Absatz 1 wird aufgehoben.  
 
b) Absatz 2 wird Absatz 1. 
 
c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:  
 

„(2) § 18 Absatz 3 Satz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes bleibt unberührt.“ 
 

20. § 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:  
 
„8. zur Vorbereitung oder Durchführung der Strafvollstreckung im Zusammenhang mit 
Straftaten im Sinne des § 41 Absatz 2, einschließlich der Vollzugsplanung, gegen die un-
mittelbar betroffene Person oder zur Gewährleistung der Sicherheit des Vollzugs freiheits-
entziehender Maßnahmen im Zusammenhang mit Straftaten im Sinne des § 41 Absatz 2 
gegen Gefährdungen durch diese Person oder“.   
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21. § 41 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 
 

„a) Straftaten des Friedensverrats, des Hochverrats und der Gefährdung des demokrati-
schen Rechtsstaates sowie des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicher-
heit nach den §§ 80a, 83 Absatz 2, § 84 Absatz 1 bis 3, § 85 Absatz 1, § 87 Absatz 1, den 
§§ 88, 89 Absatz 1 und 2, § 89c Absatz 5, § 90 Absatz 3, § 90a Absatz 3, § 90b Absatz 
1, den §§ 95, 97 Absatz 1, § 98 Absatz 1 Satz 1, den § 99 Absatz 1 und § 100a Absatz 1 
bis 3,“. 

 
22. § 43 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe g und h wird durch folgende Buchstaben g bis i 

ersetzt:  
 
„g) Schutz der gesetzlichen Erziehungs- und Bildungsziele der Schulen und der Einrich-
tungen der Kindertagesbetreuung,  
h) Schutz der zweckgemäßen Verwendung öffentlicher Fördermittel oder sonstiger öffent-
licher Vorteilszuwendungen oder  
 
i) Schutz vor Wirtschafts- oder Wissenschaftsspionage sowie Sabotage.“ 

 
23. § 57 Absatz 5 Satz 5 wird wie folgt gefasst:  

 
„Auf § 31 Absatz 2 Satz 3 wird hingewiesen.“ 
 

24. § 58 wird wie folgt geändert:  
 
a) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„Im Eigensicherungsbereich sind alle Personen verpflichtet, die Maßnahmen nach 
den Absätzen 2 und 3 zu dulden.“ 

 
b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Die oder der Geheimschutzbeauftragte kann zur Durchsetzung von Maßnahmen ge-
genüber Personen, die nach Absatz 4 duldungspflichtig sind, folgende Mittel anwen-
den:  
1. unmittelbare Einwirkung auf die betroffene Person oder Gegenstände (körperliche 
Gewalt) oder Hilfsmittel der körperlichen Gewalt; eine Fesselung der betroffenen Per-
son ist nur dann zulässig, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die mit 
der Durchsetzung der Maßnahme beauftragten Personen oder Dritte angreifen, Wider-
stand leisten oder sich der Kontrolle entziehen wird, und 
2. unmittelbare Einwirkung auf Gegenstände mittels körperlicher Gewalt oder durch 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt.“ 
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Begründung 
 
 
Zu 1. (Inhaltsübersicht) 
 
Änderungen im Wortlaut der genannten Regelungen führen zu geänderten amtlichen Über-
schriften der Paragraphen. Diese Änderungen werden in die Inhaltsübersicht übernommen.  
 
Zu 2. (§ 3) 
 
Die in Satz 1 erfolgte Streichung dient der Vermeidung von Missverständnissen über eine 
möglicherweise intendierte Erweiterung der Aufgabenzuständigkeit der Verfassungsschutzbe-
hörde über § 3 Absatz 1 hinaus. Der Regelung kommt keine klarstellende oder eigenständige 
befugnismäßige Relevanz zu, weswegen sie zu streichen ist.  
 
Die sprachliche Änderung in Satz 2 erfolgt im Hinblick darauf, dass die Beobachtung von Be-
strebungen und Tätigkeiten jeweils an Verhaltensweisen anknüpft, die sich gezielt gegen den 
Bestand des Bundes oder eines Landes, die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten. Der Begriff „Bedrohungen“ ist 
geeignet als Oberbegriff dazu verstanden zu werden, da er ebenfalls bestimmte Verhaltens-
weisen umschreibt, während „Bedrohungsszenarien“ eher an Situationsbeschreibungen an-
knüpfen. Überdies wird durch die Verwendung des Begriffs der „Bedrohungen“ die dem Begriff 
„Bedrohungsszenario“ immanente hypothesenhafte Konnotation vermieden.   

 
Zu 3. (§ 5) 
 
a) Die Ergänzung dient der vollständigen Abbildung des dreigliedrigen Schwellenkonzeptes 
zur Einstufung der Beobachtungsbedürftigkeit von Bestrebungen und Tätigkeiten gemäß § 3 
Absatz 1. Sachverständige haben kritisiert, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung nur 
Steigerungen der Beobachtungsbedürftigkeit abbildet. Das ist zwar damit erklärbar, dass die 
erste Stufe durch § 3 Absatz 1 abgebildet wird. Mit der Einfügung findet sich diese nun auch 
klar ausgewiesen in § 5.  
 
Die Beobachtung durch die Verfassungsschutzbehörde ist, im Gegenteil zur Momentauf-
nahme der gefahrenabwehrenden oder strafverfolgenden Tätigkeit der Polizeibehörden, auf 
eine längerfristige Tätigkeit ausgerichtet. Die Neufassung dient der Klarstellung, dass die da-
ran ausgerichtete und zur Eigenkontrolle erfolgende jährliche Prüfung der Beobachtungsbe-
dürftigkeit aller Beobachtungsobjekte lediglich ein Mindestprüfintervall festlegt, das auch un-
terschritten werden darf. Insbesondere bei Datenerhebungen, die nur unter der Voraussetzung 
einer erhöhten Stufe der Beobachtungsbedürftigkeit erfolgen dürfen, ist das turnusgemäße 
Prüfungsergebnis in jedem Einzelfall anlassbezogen vor der Durchführung von konkreten 
Maßnahmen in Bezug auf seine weitere Aktualität zu hinterfragen.  
  
b) Die Neufassung des zentralen § 5 Absatz 2, der die erhebliche Beobachtungsbedürftigkeit 
als zweite Qualifizierungsstufe des dreigliedrigen Schwellenmodells in Umsetzung der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes regelt, dient der Klarstellung. Mit der Änderung 
wird insbesondere einem in der Sachverständigenanhörung offenbar gewordenen Missver-
ständnis begegnet, dass allein auf Grundlage des Katalogs in Satz 2 die Beobachtung von 
systemkritischen Personen und solchen, die Desinformationen verbreiten oder „den Staat“ ver-
ächtlich machen, ermöglicht würde. Eine zulässige Ausübung der Meinungsfreiheit im Sinne 
des Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes führt erst dann zur Beobachtung durch die Verfas-
sungsschutzbehörde im Sinne des § 3 Absatz 1, wenn bei der Ausübung der Meinungsfreiheit 
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tatsächliche Anhaltspunkte dafür wahrnehmbar sind, dass die freiheitliche demokratische 
Grundordnung beeinträchtigt oder abgeschafft werden soll.  
 
Deshalb bringt Satz 1 noch einmal klar zum Ausdruck, dass zur Bewertung der Eignung zur 
erheblichen Beeinträchtigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestan-
des oder der Sicherheit des Bundes oder eines Landes, neben der Wirkweise der Bestrebun-
gen, auch die eingesetzten Methoden und Mittel der Handelnden zu betrachten sind (sog. 
Potenzialität). Mit der Neufassung wird deutlicher, dass die in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 
4 genannten Fallgruppen lediglich exemplarisch bei der Bewertung der Beobachtungsbedürf-
tigkeit im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 heranzuziehende Kriterien abbilden. Es handelt sich 
insoweit mitnichten um eigene Fallgruppen, die für sich genommen die Beobachtungsbedürf-
tigkeit erst begründen, sondern vielmehr um die Beschreibung möglicher modi operandi von 
Verfassungsfeinden oder fremden Mächten. Zusätzlich wird durch die Neufassung das Zu-
sammenspiel der Sätze 1 und 2 deutlicher herausgestellt. Satz 1 formuliert die abstrakten Vo-
raussetzungen erheblicher Beobachtungsbedürftigkeit, Satz 2 gibt Beispiele für entsprechend 
zu bewertende Verhaltensweisen. 
 
Für das Verständnis der Regelung ist die Kontextualisierung mit dem seit vielen Jahren bun-
desweit gültigen Definitionskatalog des § 2 Absatz 2 Satz 1 wichtig. In der Praxis wird offenbar 
immer wieder der Begriff der Bestrebungen mit dem Begriff des Personenzusammenschlusses 
gleichgesetzt. Die neue Fassung ist sprachlich insgesamt darauf angepasst, dass Bestrebun-
gen nach der Legaldefinition des § 2 Absatz 2 Satz 1, wie auch der des § 4 Absatz 1 Bundes-
verfassungsschutzgesetz (BVerfSchG), als „Verhaltensweisen“ definiert werden und gerade 
nicht als Personenzusammenschlüsse.  
 
Auch wird mit der in § 5 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 erfolgten Streichung der Fallgruppe Ver-
haltensweisen, die auf die Verwirklichung von Straftaten gerichtet sind, dem Vorwurf der Ufer-
losigkeit der Fallgruppe begegnet.  
 
Die Neufassung der Fallgruppe des Satzes 2 Nummer 3 verdeutlicht, wie bereits in der Geset-
zesbegründung angelegt und von Sachverständigen angeregt, dass sich das Wort systema-
tisch nicht nur auf die Desinformation, sondern auch auf die Verächtlichmachung beziehen 
soll.  
 
Die Anfügung des Satzes „Die Erheblichkeit kann sich im konkreten Einzelfall auch aus einer 
Kumulation der vorgenannten Indikatoren ergeben.“ rundet die gewählte Systematik ab. Es 
wird klargestellt, dass die Fallgruppen zwar jede für sich eine erhebliche Beobachtungsbedürf-
tigkeit begründen, aber nicht zwangsläufig nebeneinanderstehen, sondern ihre jeweiligen Ele-
mente die Steigerung der Beobachtungsbedürftigkeit ausmachen und deshalb auch in ver-
schiedentlichen Kombinationen auftreten können.  

 
c) Die notwendige Korrektur eines fehlerhaften Verweises wird vorgenommen. Im Gesetzent-
wurf wird auf Absatz 4 verwiesen, richtig ist jedoch der Verweis auf Absatz 2. 
 
Darüber hinaus wird der statische Verweis auf einen Straftatenkatalog im Polizeigesetz des 
Landes (PolG NRW) durch einen dynamischen Verweis ersetzt. Am 9. Oktober 2025 ist die 
erste Lesung des Achten Änderungsgesetzes zum PolG NRW (Drucksache 18/15921) erfolgt. 
Mit der Änderung wird auch der Straftatenkatalog des § 8 Absatz 3 PolG NRW an die geän-
derte Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts angepasst. Die Geltung des neuen 
Rechtsstands auch für den Vollzug des neuen VSG NRW bereits hier vorzubereiten ist verfas-
sungsrechtlich konsequent. Hinzu kommt, dass das Achte Änderungsgesetz voraussichtlich 
vor dem neugefassten VSG NRW in Kraft treten und dieses dann auf einen bereits nicht mehr 
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geltenden Stand des PolG NRW verweisen würde, so dass dann unmittelbar ein Änderungs-
bedarf entstehen würde. 
Zu 4. (§ 6) 
 
Die Neufassung verdeutlicht, dass die Verfassungsschutzbehörde nicht schrankenlos automa-
tisiert personenbezogene Daten erheben und elektronische Speichermedien durchsehen 
kann. Vielmehr ist die automatisierte Datenerhebung auf die Zwecke des § 6 Absatz 1 be-
schränkt, was nunmehr explizit in den Wortlaut aufgenommen wird.  
 
Zusätzlich wird die Befugnis zur Durchsicht elektronischer Speichermedien nur zur Beobach-
tung mindestens erheblich beobachtungsbedürftiger Bestrebungen und Tätigkeiten zugelas-
sen. Mit der Schwelle wird dem von Sachverständigen angesprochenem Aspekt Rechnung 
getragen, dass bei der Durchsicht eines USB-Sticks etc. ggf. auch persönlichkeitsrelevante 
Daten eingesehen werden können. Da es sich bei den Speichermedien nicht um IT-Systeme 
handelt, die sich noch im Zugriff der betroffenen Person befinden, sondern um polizeilich be-
schlagnahmte oder freiwillig aus der Hand gegebene Speichermedien, ist eine höhere Ein-
griffsschwelle nicht angezeigt, zumal eine Online-Durchsuchung explizit ausgeschlossen ist. 
 
Die neue Formulierung in § 6 Absatz 4 Satz 2 verdeutlicht, dass an dieser Stelle der Einsatz 
von Systemen im Sinne des § 26 Absatz 2 mit mathematisch-statistischen Verfahren wie ma-
schinellem Lernen und künstlicher Intelligenz bei der Datenerhebung zugelassen wird. Rege-
lungen zur automatisierten Datenanalyse finden sich weiterhin gesondert in § 26.  
 
Zu 5. (§ 8) 
 
a) Mit den Änderungen wird die Erhebung von Bestandsdaten nach § 3 Nummer 6 des Tele-
kommunikationsgesetzes anhand einer zu bestimmten Zeitpunkten zugewiesenen Internet-
protokolladresse und von Daten nach § 172 des Telekommunikationsgesetzes erhobenen Da-
ten unter denselben Voraussetzungen ermöglicht, wie das Einholen von Auskünften bei Ver-
kehrsunternehmen und Betreibern von Computerreservierungssystemen und Globalen Distri-
butionssystemen. Zur leichteren Lesbarkeit wird daher Absatz 2 in zwei Nummern gegliedert, 
denen die für beide Auskunftsersuchen geltende Regelung zur Schwelle vorangestellt wird. 
Der Gleichlauf ist sachgerecht, da mit der Erhebung der Bestanddaten anhand einer zugewie-
senen Internetprotokolladresse keine signifikant erhöhte Eingriffsintensität verbunden ist als 
mit einer herkömmlichen Bestandsdatenauskunft. Bei der Auskunft über Bestandsdaten an-
hand dynamischer IP-Adressen können bei den Diensteanbietern zwar Verkehrsdaten zum 
Zwecke der Auskunftserteilung verarbeitet werden, über diese Verkehrsdaten erfolgt aber ge-
rade keine Auskunft gegenüber der Verfassungsschutzbehörde. Die Bestandsdatenauskunft 
ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine Maßnahme von minder 
schwerem Gewicht, so dass sie nunmehr folgerichtig in § 8 geregelt wird.  
 
b) Es handelt sich um eine Folgeänderung zu a). Da sich die Bestandsdatenauskunft nicht 
gegen eine bekannte Person richtet, ist denklogisch statt der Bezeichnung der Person die 
Bezeichnung der IP-Adresse erforderlich. 
 
Zu 6. (§ 9) 
 
Mit der Neufassung werden zunächst die nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts erforderlichen Regelungen zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 
präzise gefasst. Überdies greift die Neufassung rechtswissenschaftliche und in der Sachver-
ständigenanhörung in Bezug auf den Schutz von Berufsgeheimnisträgerinnen und -trägern 
geäußerte Kritik auf, nach der die bisherige Anknüpfung an die Kataloge der §§ 53, 53a der 
Strafprozessordnung (StPO) systemfremd und in mehrerlei Hinsicht verfehlt sei, da es im 
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Nachrichtendienstrecht, anders als im Strafverfahren, keine Zeugnispflicht und daher auch 
kein daran anknüpfendes Zeugnisverweigerungsrecht gebe. Die Kataloge der §§ 53, 53a StPO 
seien auf strafprozessuale, nicht auf nachrichtendienstrechtliche Bedürfnisse zugeschnitten 
(Löffelmann/Zöller, Nachrichtendienstrecht, Rn. 104). Dem folgend wird, angelehnt an einen 
Regelungsvorschlag des Sachverständigen Löffelmann und unter Nutzbarmachung der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur gestuften Beobachtungsbedürftigkeit, 
ein spezifisch nachrichtendienstrechtliches Schutzkonzept eingeführt, welches die nachrich-
tendienstliche Beobachtung zu nachrichtendienstrechtlichen Gefährdungen ins Verhältnis 
setzt. 
 
Mit Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass Datenerhebungen, die in den Kernbereich privater 
Lebensgestaltung eingreifen, unzulässig sind. Hierdurch wird deutlich, dass der Kernbereich 
absolut geschützt und keiner Abwägung zugänglich ist. Dies sah der Entwurf auch bisher 
schon vor, wenn auch unter Verwendung des Begriffs „berühren“ anstelle von „eingreifen“. Die 
Formulierung, dass Datenerhebungen den Kernbereich „berühren", ist rechtssprachlich un-
scharf, wie u.a. vom Sachverständigen Achelpöhler gerügt wurde. Maßgeblich ist ein Eingriff 
in den geschützten Bereich, weswegen, wie gefordert, der rechtsdogmatisch zutreffende Be-
griff des „Eingreifens“ an dieser und als Folgeänderungen auch an weiteren Stellen des Ge-
setzentwurfs genutzt wird, wenngleich die Begriffe „berühren“ und eingreifen“ im Ergebnis sy-
nonym zu verstehen sind.  
 
Mit Absatz 2 wird ausdrücklich sichergestellt, dass bereits bei der Planung von Maßnahmen 
zur Datenerhebung der Kernbereichsschutz mitgedacht wird. Zusätzlich werden für Datener-
hebung aus Brief- oder Postsendungen oder automatisierte Datenerhebungen besondere Pla-
nungsvorgaben normiert.  
 
In den Absätzen 3 und 4 wird der Schutz von Vertrauensverhältnissen im Kontext eines Be-
rufsgeheimnisses unter Loslösung vom strafprozessualen Bezug nachrichtendienstrechtsspe-
zifisch umgestaltet: Absatz 3 schützt Vertrauensbeziehungen zu Personen mit institutioneller, 
verfassungsrechtlich verankerter Bedeutung. Das betrifft die genannten Mitglieder der drei 
Staatsgewalten und, auf Grund der Bedeutung der Pressefreiheit, der „vierten Gewalt“. Maß-
nahmen zur Erlangung von Informationen, die den genannten Mitgliedern der Staatsgewalten 
in dieser Eigenschaft anvertraut wurden oder die sie in dieser Eigenschaft einer anderen Per-
son anvertraut haben beziehungsweise die die genannten Pressevertreter in Ausübung der 
genannten Tätigkeit erlangt, vertraulich verarbeitet oder vertraulich weitergegeben haben, so-
wie Maßnahmen zur Erlangung von Erkenntnissen über die Herkunft solcher Informationen 
sind grundsätzlich unzulässig. Ausnahmsweise zulässig sind sie nur dann, wenn sie zur Be-
obachtung mindestens erheblich beobachtungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten ge-
mäß § 5 Absatz 3 im Einzelfall zwingend erforderlich sind. Damit ist der Neuregelung imma-
nent, dass weiterhin der erforderliche und unstreitige Schutz der Vertrauensbeziehungen ge-
währleistet ist. Der Berufsgeheimnisträgerschutz schließt jedoch die nachrichtendienstliche 
Kenntnisnahme nicht zwingend aus, wie dies dagegen im Strafverfahren der Fall sein kann. 
Die Kenntnisnahme ist, wenngleich eingeschränkt, einer Abwägung zugänglich. Auch wenn 
§ 9 bereits Regelungen zum Umgang von Informationen über Mandatsträger enthält, ist die 
Beobachtung dieser Personen nur unter den weiteren Voraussetzungen des § 24 Absatz 4 
zulässig, wie sie das Bundesverfassungsgericht aufgestellt hat. 
 
Absatz 4 schützt Vertrauensverhältnisse von Personen, die von Berufs wegen zur Wahrung 
fremder Geheimnisse verpflichtet sind. Dies sind nach Satz 2 abschließend die Privatgeheim-
nisträger gemäß § 203 StGB. Satz 3 gibt zum Schutz des Vertrauensverhältnisses bei der 
nach Satz 1 in jedem Einzelfall durchzuführenden Abwägung die besondere Berücksichtigung 
des öffentlichen Interesses an der von der Berufsgeheimnisträgerin oder dem Berufsgeheim-
nisträger wahrgenommenen Aufgabe und des Interesses an der Geheimhaltung der ihr oder 
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ihm anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsachen vor. Das Gewicht des dem gegenüber-
zustellenden öffentlichen Interesses an der Beobachtung verfassungsfeindlicher Bestrebun-
gen oder sicherheitsgefährdender Tätigkeiten wird ganz elementar von deren Potenzialität, 
also der konkreten Beobachtungsbedürftigkeit, beeinflusst. Soweit die Maßnahme zur Be-
obachtung gesteigert beobachtungsbedürftiger Bestrebungen oder Tätigkeiten gemäß § 5 Ab-
satz 2 im Einzelfall erforderlich ist, hat das öffentliche Interesse deshalb ein solches Gewicht, 
dass das öffentliche Interesse an der Beobachtung in der Regel überwiegen wird. 
 
Absatz 5 trifft Abbruchregelungen für eine Datenerhebung, wenn sich tatsächliche Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass diese in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eingreift. 
Diese Regelung dient in der geänderten Fassung ausschließlich dem Schutz des Kernbereichs 
privater Lebensgestaltung und nicht, wie im Entwurf der Landesregierung vorgesehen, auch 
dem Berufsgeheimnisträgerschutz. Dies ist sachgerecht, da nur Datenerhebungen, die in den 
Kernbereich privater Lebensgestaltung eingreifen, keiner Abwägung zugänglich sind. Das Be-
rufsgeheimnis genießt nachvollziehbarerweise gerade keinen derart umfassenden Schutz, 
insbesondere nicht bei eigener Verstrickung der Berufsgeheimnisträgerinnen und -träger in 
verfassungsfeindliche Bestrebungen oder sicherheitsgefährdende Tätigkeiten. Dies fordert 
auch das Bundesverfassungsgericht nicht. 
 
Ergänzend regelt Absatz 5 das Fortsetzen einer unterbrochenen Maßnahme. Die Zweifelsre-
gelung wird wortgleich aus dem Absatz 2 Satz 2 bis 7 des Entwurfs der Landesregierung über-
nommen und um eine konkrete Regelung zur Fortsetzung ergänzt.  
 
Mit Absatz 6 wird geregelt, wie zu verfahren ist, wenn sich erst im Rahmen der Weiterverar-
beitung erhobener Daten herausstellt, dass erhobene Daten dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung zuzurechnen oder unter Verstoß gegen die Bestimmungen der Absätze 3 und 
4 erhoben worden sein können. Dabei kommen die Verfahrensgrundsätze und Zuständigkei-
ten wie bei der in Absatz 5 geregelten Datenerhebung zum Tragen, nach denen die G 10-
Kommission oder ein Richter über Zweifelsfragen bei der Kernbereichsbetroffenheit entschei-
det. In den übrigen Fällen wird der Kernbereichsschutz darüber abgesichert, dass von der 
Auswertung unabhängige Bedienstete mit der Befähigung zum Richteramt tätig werden. 
 
Absatz 7 entspricht als einheitliche Löschregelung für alle nach den vorherigen Absätzen 
durchzuführenden Löschungen weitgehend § 9 Absatz 6 des Entwurfs der Landesregierung.  
 
Im neuen Absatz 8 geht der bisherige Absatz 5 des Entwurfs der Landesregierung auf. Schutz-
ausweitend wird diesbezüglich nicht auf das Vorliegen tatsächlicher Anhaltpunkte abgestellt; 
vielmehr müssen bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen. 
 
Zu 7. (§ 10) 
 
Mit der Änderung in Nummer 12 wird die Schwelle für den Einsatz technischer Mittel z.B. eines 
IMSI-Catchers, zur Ermittlung der Geräte- und Anschlusskennungen von Mobilfunkendgeräten 
angepasst. Sachverständige hatten nicht dem tatsächlichen Eingriffsgewicht einer solchen 
Maßnahme entsprechende, überschießende Voraussetzungen kritisiert. Die Einsatzentschei-
dung unterliegt weiterhin der Vorabkontrolle durch die G 10-Kommission. 

 
Die Schwelle zur Erhebung von Verkehrsdaten wird durch die Anpassung in Nummer 13 eben-
falls angepasst (Verweis auf die Voraussetzungen des § 22 Absatz 3-neu). Sachverständige 
hatten auch diesbezüglich nicht dem tatsächlichen Eingriffsgewicht einer solchen Maßnahme 
entsprechende, überschießende Voraussetzungen kritisiert. Die Kritik ist auch nachvollzieh-
bar, da die Erhebung von Verkehrsdaten nach der Rechtsprechung mit einer geringeren Ein-
griffsintensität einhergeht als eine inhaltliche Telekommunikationsüberwachung, für die 
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richtigerweise im Gesetzentwurf der Landesregierung die hohen Hürden des § 21 Absatz 1 
zur Anwendung gebracht werden. Die Erhebung von Verkehrsdaten unterliegt weiterhin der 
Kontrolltätigkeit der G 10-Kommission, sodass auch an dieser Stelle Grundrechtsschutz durch 
das Verfahren einer unabhängigen externen Vorabkontrolle sichergestellt wird.   

 
Zusätzlich erfolgt in Nummer 14 eine redaktionelle Folgeänderung zur Änderung des § 8 Ab-
satz 2. Durch die systematisch zutreffende Aufnahme der Befugnis zur Erhebung von Aus-
künften über Bestandsdaten im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b anhand 
einer zu bestimmten Zeitpunkten zugewiesenen Internetprotokolladresse als § 8 Ab-
satz 2 Nummer 2, ist diese Befugnis im Katalog der nachrichtendienstlichen Mittel zu strei-
chen, so dass Nummer 14 nur noch die Befugnis zur Zugangsdatenauskunft enthält.  

 
Zu 8. (§ 11) 
 
Mit den Änderungen erfolgt die sprachlich erforderliche Korrektur einer verrutschten Wortstel-
lung, indem „dies“ vom Ende der Nummer 1 an den Anfang der Nummer 2 verschoben wird. 

 
Zu 9. (§ 13) 
 
Ergänzend zur materiellen Regelung des § 15 Absatz 2 Satz 2 wird nach Anregung aus der 
Sachverständigenanhörung eine Regelung zum Quellenschutz im Anordnungsverfahren auf-
genommen. 
 
Zu 10. (§14) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung infolge der systematisch zutreffenden Ver-
schiebung der Befugnis zur Erhebung von Auskünften über Bestandsdaten im Sinne des 
§ 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b anhand einer zu bestimmten Zeitpunkten zuge-
wiesenen Internetprotokolladresse in § 8 Absatz 2 Nummer 2 (Ziffer 5 des Änderungsantrags), 
womit derartige Maßnahmen nicht mehr der Entscheidung durch die G 10-Kommission unter-
liegen. Vorgaben zur Beantragung derartiger Maßnahmen bei der G 10-Kommission bedarf es 
daher nicht.   
 
Zu 11. (§ 15) 
 
Es handelt sich um geringfügige sprachliche Anpassungen (Bst. a) sowie um redaktionelle 
Folgeänderungen in Bezug auf die Neufassung des § 9 (Bst. b).  
 
Zu 12. (§ 20) 

 
a) In der Sachverständigenanhörung ist deutlich geworden, dass die Befugnis bzgl. Datener-
hebungen aus Videoüberwachungsanlagen nicht ausreichend eingegrenzt erscheint. Die Ein-
fügung „sowie Ausleitungen“ stellt klar, dass gerade keine umfassende Überwachung möglich 
ist, sondern die zu erhebenden Daten eng umgrenzt sind nach Datum, Ort und Zeit sowie die 
jeweils genehmigten Anordnungszeiträume.  
 
b) Es handelt sich um eine klarstellende sprachliche Anpassung („übrigen“).  
 
Zu 13. (§ 21) 
 
a) Die im Gesetzentwurf der Landesregierung für den Einsatz technischer Mittel zur Ermittlung 
der Geräte- und Anschlusskennungen vorgesehene Eingriffsschwelle ist verfassungsrechtlich 
nicht erforderlich, wurde seitens der angehörten Sachverständigen als überobligatorisch 
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gerügt und deshalb in § 10 Absatz 1 Nummer 12 angepasst (s.o. Ziffer 7). Mit der Änderung 
wird die Anpassung in Satz 1 nachvollzogen, indem nur noch auf § 10 Absatz 1 Nummer „12 
Varianten 2 und 3“ Bezug genommen wird.  
Daneben wird in Satz 2 eine sprachliche Angleichung an den übrigen Gesetzestext vorgenom-
men, indem beim Abstellen auf „tatsächliche Anhaltspunkte“ im Einklang mit dem Bund auf 
den Annex „für den Verdacht“ verzichtet wird, da dies als den „tatsächlichen Anhaltspunkten“ 
gleichbedeutend angesehen wird (vgl. Schenke/Graulich/Ruthig, Sicherheitsrecht des Bun-
des, 2. Auflage 2019, BVerfSchG § 4 Rn. 100 m.w.N.). 
 
b) Mit den Anpassungen werden die dem Nachrichtendienstrecht wesensfremden und straf-
rechtlich anmutenden Bezeichnungen des „Verdächtigen“ bzw. „der verdächtigen Person“ er-
setzt.  
 
c) Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der mit der Änderung unter Buchstabe a) erfolg-
ten Herausnahme des Einsatzes technischer Mittel zur Ermittlung aller Geräte und Anschluss-
kennungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 12 Variante 1 aus dem Regelungsregime des § 21 
Absatz 1. Die besondere Drittschutzregelung des Absatzes 4 entfaltet daher zutreffend nur 
Wirkung für die Funkzellenabfrage nach § 10 Absatz 1 Nummer 12 Variante 3.  
 
d)  
aa) Mit der Änderung werden wesentliche Leitvorgaben der neueren Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts aus den Beschlüssen vom 24. Juni 2025 zum Polizeigesetz NRW 
- 1 BvR 2466/16 - und zur StPO - 1 BvR 180/23 - umgesetzt. Die Formulierung erhöht das 
erforderliche Gefahrenelement. Die „bestimmten Tatsachen“ stellen in diesem Zusammen-
hang das nachrichtendienstrechtliche Pendant zur konkretisierten Gefahr dar. Zusätzlich wird 
der Straftatenkatalog mit Blick auf Maßnahmen der Quellen-Telekommunikationsüberwa-
chung um Delikte bereinigt, deren Strafrahmen eine Qualifizierung als besonders schwere 
Straftat nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht zulässt und zu deren 
Aufklärung deshalb nunmehr auch nach der StPO eine Quellen-Telekommunikationsüberwa-
chung nicht mehr zulässig ist.  
 
bb) Es handelt sich um eine aus den Änderungen unter aa) resultierende Anpassung von Ver-
weisen. Diese werden gleichzeitig in den Text formuliert und nicht mehr (wie im bundesrecht-
lichen Vorbild der Regelung), als Klammerzusätze dargestellt, da Klammerzusätze rechtsförm-
lich nur für Legaldefinitionen Verwendung finden sollen. 
 
Zu 14. (§ 22) 
 
a) Durch die Aufnahme der Regelungen zum Einsatz technischer Mittel zur Ermittlung der 
Geräte- und Anschlusskennungen in § 22, wird die amtliche Überschrift des Entwurfs der Lan-
desregierung unzutreffend. Bei der hier gegenständlichen Maßnahme handelt es sich nicht um 
ein Auskunftsersuchen, sondern um eine Datenerhebung, die die Verfassungsschutzbehörde 
unmittelbar vornimmt. 
  
b) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur Ziffer 7, mittels der die Einsatz-
schwelle für die Erhebung der Geräte- und Anschlusskennungen von Mobilfunkendgeräten 
geregelt wird. 
 
c) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur Ziffer, 7 mittels der die Schwelle 
für die Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten geregelt wird.  
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d) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu den Ziffern 5 und 7. Der Rege-
lungsgehalt beschränkt sich nunmehr auf Auskünfte zu Daten, mittels derer der Zugriff auf 
Endgeräte und Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten oder hiervon räumlich ge-
trennt eingesetzt werden, geschützt wird (Zugangsdaten). 

 
Zu 15. (§ 23) 

 
Die im Gesetzentwurf der Landesregierung getroffene Regelung zur Verwendungsbeschrän-
kung der erlangten Daten entspricht nach einem Hinweis aus der Sachverständigenanhörung 
nicht den durch Artikel 13 Absatz 5 Satz 2 GG unmittelbar vorgegebenen Voraussetzungen, 
so dass diese durch die wortgleiche Übernahme der Formulierung des Artikel 13 Absatz 5 Satz 
2 GG ersetzt wird.  

 
Zu 16. (§ 26) 

 
a) und b) Mit den Einfügungen erfolgt eine Klarstellung dahingehend, dass die in eine Analyse 
einfließende Datenmenge begrenzt ist. Es handelt sich um ein geschlossenes Analysesystem, 
was bedeutet, dass Analysen nicht unter einer „live“ Einbeziehung des unbegrenzten Daten-
bestands des Internets erfolgen. Es besteht keine unmittelbare Anbindung des Analysesys-
tems an die Datenquelle Internet. 
 
c) Mit der Ergänzung wird eine Regelung eingefügt, mit Hilfe derer vermieden werden soll, 
dass Fehler in automatischen Analysen zum Gegenstand von Trainings gemacht und damit 
die Validität weiterer Analysen gefährdet würden. 
 
d) Mit der Neufassung werden sprachliche Unstimmigkeiten behoben und die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG NJW 2023, 1196 (1204)) umgesetzt, wonach neben 
der Begrenzung auch die besondere Qualifizierung der Nutzerinnen und Nutzer das Eingriffs-
gewicht der entsprechenden Datenanalyse mindern kann. Ein entsprechender Hinweis findet 
sich belang nur in der Begründung zum Gesetzentwurf.  
  
Zu 17. (§ 33) 
 
Es handelt sich um eine rein sprachliche Anpassung.   
 
Zu 18. (§ 34) 
 
Mit der Änderung wird die berechtigte Kritik aus der Sachverständigenanhörung am Entwurf 
der Landesregierung aufgegriffen, wonach aufgrund der Regelungskompetenz des Bundes für 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder im Bereich des Verfassungsschutzes, Artikel 
73 Absatz 1 Nr. 10 b) und c) GG, die Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 1 BVerfSchG übernom-
men werden sollte. Zusätzlich erfolgt eine Anpassung auf die korrekte Bezeichnung des Bun-
desamtes für den Militärischen Abschirmdienst. Mit dem neuen Absatz 2 wird die spiegelbild-
liche Regelung des § 35 Absatz 1 des Gesetzentwurfs systematisch angegliedert und sprach-
lich an den Regelungsgehalt des § 6 Absatz 1 Satz 1 BVerfSchG angeglichen. Strukturell 
ähnlich wird die Zusammenarbeit in § 11 BND-Gesetz geregelt. Dessen Nachbildung wurde 
durch einen Sachverständigen angeregt, letztlich ist § 6 BVerfSchG aber die sachnähere und 
damit vorzugswürdige Norm. 
 
Zu 19. (§ 35) 
 
a) Folgeänderung zur Neufassung des § 34 (Ziffer 18). 
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b) Im neuen Absatz 2 findet sich nunmehr deklaratorisch die Befugnis der Landesverfassungs-
schutzbehörden aus dem Bundesverfassungsschutzgesetz zur Datenerhebung bei Bundes-
behörden und Behörden anderer Länder. Diese hatte der Gesetzentwurf der Landesregierung 
noch im dortigen Absatz 1 Satz 2 verortete. Nach der Neufassung von § 34 ist die Regelung 
in § 35 systematisch korrekt verortet. 
 
Zu 20. (§ 40) 
 
§ 40 des Gesetzesentwurfs der Landesregierung übernimmt die Regelung aus § 20 BVerf-
SchG. In der Sachverständigenanhörung wurde darauf hingewiesen, dass diese Regelung 
selbst aufgrund der Entscheidung des BVerfG zum hessischen Verfassungsschutzgesetz (Be-
schluss vom 17. Juli 2024 - 1 BvR 2133/22) überarbeitungsbedürftig ist. Nach der Entschei-
dung verfügen im Ergebnis auch Strafvollstreckungsbehörden über operative Anschlussbe-
fugnisse. Dies führt zum Erfordernis einer Schwellenanhebung bei der Übermittlung von Er-
kenntnissen, die mit nachrichtendienstlichen Mitteln gewonnen wurden. Die Inbezugnahme 
des Katalogs besonders schwerer Straftaten in § 41 Absatz 2, die eine Übermittlung mit nach-
richtendienstlichen Mitteln erhobener Daten an die Strafverfolgungsbehörden rechtfertigen, 
passt die Voraussetzungen konsequent innerhalb des Systems der Übermittlungsvorschriften 
an.  
 
Zu 21. (§ 41) 
 
Mit der Ergänzung werden, einer Anregung aus der Sachverständigenanhörung folgend, die 
Delikte des Offenbarens oder Preisgebens von Staatsgeheimnissen (§§ 95, 97 StGB), ergän-
zend aufgenommen, da es sich um Delikte handelt, die dem Schutz besonders gewichtiger 
Rechtsgüter dienen und eine Relevanz bei der Aufgabenwahrnehmung der Verfassungs-
schutzbehörde entfalten können. Dementsprechend sehen die Straftatbestände einen ent-
sprechenden Strafrahmen und weitere Merkmale vor, welche die Klassifizierung als besonders 
schwere Straftaten im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zulassen 
(Beschluss vom 17. Juli 2024 - 1 BvR 2133/22 - Ls. 2 Bst. a). 
 
Zu 22. (§ 43) 
 
Die Sachverständigenanhörung hat ergeben, dass eine Ergänzung des Katalogs tauglicher 
Übermittlungszwecke zum Schutz vor Wirtschafts- oder Wissenschaftsspionage sowie Sabo-
tage geboten ist. Gerade mit Blick auf die aktuelle Bedrohungslage durch Wirtschafts- und 
Wissenschaftsspionage sowie Sabotage muss in diesen Bereichen auch der Informationsfluss 
aus der Verfassungsschutzbehörde heraus ermöglicht werden. Nach geltender Rechtslage 
können die Verfassungsschutzbehörden Unternehmen oder Wissenschaftler aber selbst auf 
deren individuelle Nachfrage hin regelmäßig nicht warnen. Die Aufnahme der Übermittlungs-
befugnis ist letztlich Konsequenz der expliziten Verankerung des Wirtschafts- und Wissen-
schaftsschutzes als gesetzliche Aufgabe des Verfassungsschutzes.  
Nicht aufgenommen wird die gleichfalls geforderte Befugnis zur Übermittlung im Kontext von 
Konkurrenzausspähungen. Hierbei fehlt der Bezug zur Aufgabenwahrnehmung der Verfas-
sungsschutzbehörde. Wird der ausspähende Konkurrent hingegen durch fremde Mächte ge-
steuert, handelt es sich um einen Fall der Wirtschaftsspionage, zu deren Bekämpfung die 
Übermittlung mit der hier vorgenommenen Ergänzung zulässig wird. 
 
Zu 23. (§ 57) 
 
Mit der Änderung wird ein fehlerhafter Verweis korrigiert.  
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Zu 24. (§ 58) 
 
Mit der Umformulierung wird, einem Hinweis aus der Sachverständigenanhörung folgend, klar-
gestellt, dass auch im Bereich der Eigensicherungsbefugnisse keine aktive Mitwirkungspflicht 
der von Maßnahmen betroffenen Personen statuiert wird, die ggf. im Einzelfall mit dem ver-
fassungsrechtlichen Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit, wie er einfachgesetzlich in der 
StPO verbrieft ist, kollidieren dürfte, sondern lediglich eine passive Duldungspflicht. 
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